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1. 

Aktuelle Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zum Thema

"Lärmerregung und übliche Wirtschaftsführung in der Landwirtschaft"

Gemäß § 1 Abs. 1 des Landes‐Polizeigesetzes ist es 

verboten, ungebührlicherweise störenden Lärm zu 

erregen. Nach der Bestimmung des § 5 Abs. 3 des Landes‐

Polizeigesetzes sind Tätigkeiten im Rahmen der jeweils 

üblichen Wirtschaftsführung in der Land‐ und 

Forstwirtschaft von diesem Verbot ausgenommen. 

Dem gegenständlichen Erkenntnis des Verwaltungs‐

gerichtshofes vom 05.09.2018, GZ Ra 2018/03/0027‐6, 

liegt folgender Sachverhalt zugrunde:

Der Betreiber einer Landwirtschaft führte in der Nacht 

von 23.00 Uhr bis 03.00 Uhr mit zwei Traktoren Silier‐

arbeiten durch. Das gegenständliche landwirtschaftliche 

Anwesen liegt im Bereich des Dorfzentrums. Im 

verwaltungsstrafrechtlichen Verfahren brachte der Betrei‐

ber vor, dass sich wetterbedingt die Arbeiten verzögert 

hätten, deren Abschluss jedoch unabdingbar gewesen sei.

Der Verwaltungsgerichtshof führte dazu aus wie folgt:

Nach der Bestimmung des § 5 Abs. 3 des Landes‐Polizei‐

gesetzes sind Tätigkeiten im Rahmen der jeweils  üb‐

lichen Wirtschaftsführung in der Land‐ und Fortwirtschaft

selbst dann nicht ungebührlich im Sinne des Gesetzes, 

wenn diese störende Auswirkungen haben. Diese 

Ausnahmebestimmung ist jedoch restriktiv auszulegen 

und es kommt darauf an, ob nach einem objektiven 

Maßstab die für den jeweiligen Bereich der üblichen 

Wirtschaftsführung notwendigen Maßnahmen unbedingt 

erforderlich sind. Gerade für den Zeitraum, in dem 

Anspruch auf Nachtruhe besteht, dürfen derartige 

Maßnahmen/Arbeiten nur in einem unbedingt 

notwendigen Ausmaß durchgeführt werden. Umgelegt auf 

den vorliegenden Sachverhalt kommt der Verwaltungs‐

gerichthof zu der Auffassung, dass es dem Betreiber des 

landwirtschaftlichen Anwesens bei Orientierung an den in 

der Landwirtschaft üblichen Methoden der Arbeitsbe‐

wältigung möglich gewesen wäre, diese Tätigkeiten ohne 

Beeinträchtigung der Nachtruhe bzw. mit einer ungleich 

geringeren Beeinträchtigung durchzuführen. Die 

vorliegende massive Beeinträchtigung der Nachtruhe von 

23.00 Uhr bis 03.00 Uhr könne daher von der im § 5 Abs. 3 

des Landes‐Polizeigesetzes normierten Ausnahmebestim‐

mung nicht mehr als gedeckt angesehen werden.
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Am 27. November 2018 hat die Tiroler Landesregierung 

eine Verordnung über die Festlegung von 

Haftungsobergrenzen für Gemeinden und Gemeinde‐

verbände, LGBl. Nr. 138/2018, beschlossen. Die 

Verordnung ist mit 1. Jänner 2019 in Kraft getreten. 

Gleichzeitig ist die Verordnung der Landesregierung über 

die Festlegung von Haftungsobergrenzen, LGBl. Nr. 

39/2012, außer Kraft getreten.

Übernahme von Haftungen durch Gemeinden und 

Gemeindeverbände (§ 1):

Die Verordnung gilt für alle Gemeinden Tirols 

einschließlich der Stadt Innsbruck sowie die 

Gemeindeverbände aufgrund der § 129 ff Tiroler 

Gemeindeordnung 2001. Über die mittelbare Anwendung 

dieser Verordnung siehe die Ausführungen zu § 5.

Haften ist das Einstehen‐Müssen für eine Verbindlichkeit 

oder für eine Tatbestandsverwirklichung, z.B. für die 

rechtzeitige und vollständige Tilgung fremder Schulden. 

Das Wesen einer Haftung besteht unabhängig von der 

Bezeichnung des Rechtsverhältnisses darin, dass der 

Haftungsgeber bei Eintritt normierter Haftungstat‐

bestände zur Leistung herangezogen werden kann. 

Der Terminus umfasst somit alle Eventualverbindlich‐

keiten in Form von Bürgschaften, Garantien, Patronats‐

erklärungen, etc. (soweit diese eine Haftung verbriefen, 

die inhaltlich einer Bürgschaft oder Garantieerklärung 

gleichkommt) gegenüber Fremdmittelgebern.

 

Gemeinden und Gemeindeverbände sollten Haftungen nur 

dann übernehmen, wenn hierfür ein besonderes Interesse 

der Gemeinde gegeben ist und der Schuldner nachweist, 

dass im Falle einer Darlehensgewährung eine ordnungs‐

gemäße Verzinsung und Tilgung gesichert ist. 

Für welchen Betrag eine Gemeinde haftet, das heißt, für 

welchen Betrag sie vom Dritten im Haftungsfall in 

Anspruch genommen werden kann, richtet sich nach dem 

der Haftung zugrundeliegenden Rechtsverhältnis. Die 

Höhe des Haftungsbetrages muss eindeutig und 

ziffernmäßig bestimmt sein. Eine Haftung kann sowohl 

vertraglich (z.B. Bürgschaftsvertrag) als auch gesetzlich 

(§ 141 Abs. 2 TGO 2001: Dritten gegenüber haften die 

einem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden für 

dessen Verbindlichkeiten zur ungeteilten Hand) begründet 

werden. 

Nach § 123 Abs. 1 lit. a TGO 2001 bedürfen Beschlüsse von 

Gemeindeorganen über die Übernahme einer Haftung 

einer Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde.

ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 

Konsumentenschutz, BGBl. II Nr. 339/2018, für das Jahr 

2019 mit EUR 131,00 festgelegt (bisher: EUR 128,00). 

Weiters wird darauf hingewiesen, dass mit Ablauf des 

31.12.2019 die Bestimmungen über die Auflösungsabgabe 

gemäß § 11 Abs. 4  AMPFG außer Kraft treten, sodass die 

Abgabe für die Beendigungen von Dienstverhältnissen ab 

01.01.2020 nicht mehr zu entrichten ist.

Die Abgabe nach § 2b Arbeitsmarktpolitik‐

Finanzierungsgesetz (AMPFG), BGBl.  Nr. 315/1994, 

zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2018, die der 

Dienstgeber zum Ende jedes arbeitslosenversicherungs‐

pflichtigen Dienstverhältnisses oder arbeitslosenversich‐

erungspflichtigen freien Dienstverhältnisses zu entrichten 

hat (zu den Ausnahmen siehe § 2b AMPFG), wird jährlich 

mit der Aufwertungszahl vervielfacht. Die Höhe der 

Auflösungsabgabe wurde durch Kundmachung der Bundes‐

2. 

Information über die Änderung der Auflösungsabgabe

3. 

Verordnung der Landesregierung vom 27. November 2018 über die Festlegung 

von Haftungsobergrenzen für Gemeinden und Gemeindeverbände
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Haftungsobergrenze (§ 2):

Die Haftungsobergrenze für die Gemeinden und 

Gemeindeverbände beträgt landesweise 75 v.H. der 

Einnahmen der Gemeinden nach Abschnitt 92 gemäß 

Anlage 2 (Ansatzverzeichnis) der Voranschlags‐ und 

Rechnungsabschlussverordnung 1997 (VRV 1997), BGBl. Nr. 

787/1996, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II 

Nr. 313/2015, des Rechnungsabschlusses der Gemeinden 

des zweitvorangegangenen Jahres. 

Ab dem Finanzjahr 2022 sind anstelle der Einnahmen die 

Erträge der Gemeinden nach Abschnitt 92 gemäß Anlage 2 

(Ansatzverzeichnis) der VRV 2015, BGBl. II Nr. 313, in der 

Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 17/2018, 

heranzuziehen. Aufgrund der Berechnung anhand von 

Finanzdaten des Rechnungsabschlusses des zweitvoran‐

gegangenen Jahres steht bereits bei der Erstellung des 

Voranschlags für das betreffende Finanzjahr bzw. zu 

Beginn des jeweiligen Finanzjahres die Wertgrenze fest.

 

Die Haftungsobergrenze wird landesweise festgelegt. 

Eine Überschreitung im Sinne dieser Verordnung liegt 

somit erst vor, wenn durch die Summe aller in die 

Berechnung einzubeziehenden Haftungen die 

Haftungsobergrenze überschritten wird.

Anrechnung von Haftungen (§ 3):

Die Haftungen werden mit dem Nominalbetrag auf die 

Haftungsobergrenze angerechnet. Es erfolgt somit im 

Unterschied zur bisherigen Verordnung keine Gewichtung 

des Haftungsbetrages mehr.

Gesamthandhaftungen (Solidarhaftungen) bestehen bei 

den Gemeinden in Tirol va. für Verbindlichkeiten der 

Gemeindeverbände. Gem. § 141 Abs. 2 TGO 2001 haften 

die einem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden 

Dritten gegenüber für Verbindlichkeiten des Gemeinde‐

verbandes zur ungeteilten Hand (Solidarhaftung). Diese 

Solidarhaftungsverpflichtung sichert dem Gemeinde‐

verband günstigere Finanzierungskonditionen bei Banken 

und es bedarf keiner eigenen Bürgschaftsverträge als 

Finanzierungssicherheit. Aufgrund der Bestimmungen der 

VRV 2015 sowie der Anlage 6r VRV 2015 haben Gemeinden 

einen Haftungsnachweis zu befüllen, in dem auch diese 

Solidarhaftungen gegenüber Gemeindeverbänden aufge‐

nommen werden. 

Wie sich der von der Gemeinde zu tragende Anteil an den 

zum 31.12. aushaftenden Darlehen verteilt, ist der 

jeweiligen Satzung des Gemeindeverbandes zu 

entnehmen. 

Es ist somit notwendig, alle Darlehen des 

Gemeindeverbandes aufgrund der Verteilungsschlüssel in 

der Satzung direkt einer Gemeinde zuzuordnen. Die 

jeweilige Gemeinde hat den anteiligen Betrag dann in 

den Haftungsnachweis aufzunehmen. Mit dieser anteiligen 

Anrechnung soll das Ausweisen hoher Haftungsstände 

vermieden werden, denen aufgrund der Risikostreuung 

auf alle gesamthandhaftenden Einheiten kein ebenso 

großes Risiko gegenüber steht. 

Die anteilige Aufnahme der Gemeindeverbands‐

haftungen in den Haftungsnachweis der Gemeinden 

erfolgt erst mit Umsetzung der Bestimmungen der VRV 

2015.

Zur Vermeidung von Doppelanrechnungen sind Haftungen 

von außerbudgetären Einheiten der Gemeinden und 

Gemeindeverbände, die nach dem ESVG 2010 dem 

Verantwortungsbereich dieser Körperschaften zugeordnet 

sind ‐ Haftungsstände des Sektors Staat (S 13) nach ESVG 

2010 ‐ nicht auf die Haftungsobergrenze anzurechnen.

Im Zuge von Umklassifizierungen nach ESVG 2010 wurden 

in der Vergangenheit mehrfach institutionelle Einheiten 

anderen Sektoren nach ESVG 2010 zugeordnet. Zur 

Regelung der dann allenfalls nicht plan– und gestaltbar 

 entstehenden Haftungsstände des Sektors Staat (S 13) 

nach ESVG 2010 wird vereinbart, solche Verwerfungen 

nicht als Überschreitungen zu werten. Nichtsdestoweniger 

ist der dadurch allenfalls erhöhte Haftungsstand binnen 

angemessener Frist wieder auf das Normniveau zu 

reduzieren. 

Untergruppen (§ 4):

Als Gliederungselement innerhalb der Haftungsobergrenze 

werden drei Untergruppen (Position 1 – Haftungen für 

Kredit‐ und Finanzinstitute, Position 2 – Grundbücherlich 

besicherte Haftungen für Wohnbau‐Darlehen, Position 3 – 

Sonstige Wirtschaftshaftungen) festgelegt, welchen die 

jeweiligen Haftungen zuzuordnen sind. Eine Haftung für 

ein Darlehen einer Gemeinde‐Immobilien KG ist 

beispielsweise der Position 3 zuzuordnen.
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Übernahme von Haftungen durch andere Rechtsträger 

(§ 5):

Mit diesen Bestimmungen wird klargestellt, dass alle 

Regelungen nicht nur für die Gemeinde bzw. den 

Gemeindeverband selbst, sondern sinngemäß auch für 

alle Ausgliederungen gelten, die im Sinne des ESVG 2010 

dem Sektor Staat zuzuordnen sind und im 

Verantwortungsbereich der Gemeinde bzw. des 

Gemeindeverbandes liegen. Ausgliederungen, die im ESVG 

2010 als institutionelle Einheiten des Sektors Staat (S 13) 

erfasst werden, sind somit auch von den 

Haftungsobergrenzen nach dieser Vereinbarung erfasst. 

Die Gebietskörperschaften haben die Aufgabe, die 

Haftungsübernahmen ihrer Ausgliederungen in den 

Haftungsobergrenzen zu erfassen und gegebenenfalls 

entsprechende Governancestrukturen zu implementieren, 

um dies gewährleisten zu können.

Unter Haftungen derartiger Ausgliederungen sind 

Haftungen von Rechtsträgern (wie Gesellschaften, Fonds, 

Vereine) zu verstehen, die dem öffentlichen Bereich 

zuzuordnen sind (sogenannte Sektor‐Staat‐Einheiten). 

Aus kompetenzrechtlichen Gründen kann der 

Verordnungsgeber diese Rechtsträger nicht unmittelbar 

verpflichten. Im § 5 wird daher lediglich die Gemeinde 

bzw. der Gemeindeverband verpflichtet, sicherzustellen, 

dass der betreffende Rechtsträger die Bestimmungen 

dieser Verordnung beachtet. Die rechtlichen 

Möglichkeiten der Gemeinde ergeben sich insbesondere 

aus ihrer gesellschaftsrechtlichen Stellung. Wenn die 

Gemeinde z.B. Alleingesellschafterin einer GmbH ist, 

dann kann sie im Wege eines Gesellschafterbeschlusses 

Einfluss auf die Geschäftsführung nehmen.

Für die Rechnungsabschlüsse der Gemeinden und 

Gemeindeverbände der Finanzjahre 2018 und 2019 

sind durch diese Verordnung keine Änderungen beim 

befüllen des Haftungsnachweises vorzusehen. Erst mit 

Inkrafttreten der VRV 2015 ab dem Finanzjahr 2020 ist 

der Haftungsnachweis entsprechend der Anlage 6r VRV 

2015 zu befüllen. Ab diesem Zeitpunkt sind auch 

Gemeindeverbandshaftungen anteilig im Haftungsnach‐

weis auszuweisen. Eine entsprechende Information 

wird diesbezüglich noch zeitgerecht ergehen.  

4. 

Neuerlassung der Übertragungsverordnung Baupolizei

Die Verordnung, mit der die Besorgung einzelner 

Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei bestimmter 

Gemeinden Tirols auf die örtlich jeweils zuständige 

Bezirkshauptmannschaft übertragen wird, wurde im 

Herbst letzten Jahres neu gefasst und erhielt den 

Kurztitel „Übertragungsverordnung Baupolizei“. Die 

Kundmachung erfolgte mit LGBl. Nr. 124/2018.

Da es in der Vergangenheit immer wieder Abgrenzungs‐

schwierigkeiten gab, in welchen gewerbe‐ bzw. wasser‐

rechtlichen Verfahren eine Übertragung möglich ist und 

welche Aufgaben im Fall der Übertragung von einer 

Behörde auf die andere übergehen, sollte eine 

Klarstellung im Text der Verordnung erfolgen. 

In die §§ 2, 3 und 4 der Verordnung wurde ausdrücklich 

aufgenommen, dass die Übertragung der Angelegen‐

heiten  der Baupolizei sowohl für  Bewilligungs‐ als auch

für vereinfachte Verfahren erfolgt und ebenso die 

Zuständigkeit dann als übertragen anzusehen ist, wenn es 

sich beim wasser‐ bzw. gewerberechtlichen Verfahren um 

ein vereinfachtes Verfahren handelt.

 

Bisher war keine Differenzierung zwischen den 

Verfahrensarten im Sinn von Bewilligungsverfahren und 

vereinfachtem Verfahren vorgenommen worden, dies ist 

jedoch in der historische Entwicklung der maßgeblichen 

Bestimmungen begründet: Erst mit dem Gesetz vom 20. 

Mai 1974, mit dem eine Bauordnung für Tirol erlassen 

wurde (Tiroler Bauordnung  [TBO], LGBl. Nr. 42/1974), 

wurde die Anzeigepflicht für gewisse Bauvorhaben in die 

baurechtlichen Vorschriften aufgenommen. 

Die Möglichkeit, im Wasserrechtsgesetz 1957 ein 

Anzeigeverfahren durchzuführen, wurde mit der Novelle 

BGBl. I Nr. 74/1997 aufgenommen, in die Gewerbe‐
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ordnung fanden vereinfachte Verfahren mit der Novelle 

BGBl. Nr. 399/1988 Eingang. 

Ausgehend vom Wortlaut des Art. 118 Abs. 7 B‐VG 1925, 

wonach „auf Antrag der Gemeinde […] die Besorgung 

einzelner Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 

durch Verordnung der Landesregierung beziehungsweise 

durch Verordnung des Landeshauptmannes auf eine 

staatliche Behörde übertragen werden“ kann, ist somit 

der Gemeinderatsbeschluss bzw. der auf dessen 

Grundlage gestellte Antrag für die Ermittlung des 

subjektiven Willens heranzuziehen. Dies auch stets vor 

dem Hintergrund der mit der Verordnungsermächtigung 

verfolgten Zielsetzung, nämlich der Einfachheit und 

Raschheit im Sinn einer straffen Verwaltung. Aus diesem 

Grund ist davon auszugehen, dass die gefassten 

Gemeinderatsbeschlüsse sowie die auf deren Grundlage 

gestellten Anträge eine umfassende Übertragung der 

Baupolizei in „Genehmigungsverfahren“ jeglicher Art zum 

Ziel hatten und es sollte dies nun auch Eingang in den 

Text der Verordnung finden.  

Weiters wurde klargestellt, dass die Übertragung für das 

gesamte Gebäude bzw. die gesamte sonstige bauliche 

Anlage auch dann erfolgt, wenn die Übertragungs‐

voraussetzungen nur für Teile eines Gebäudes oder 

einer sonstigen baulichen Anlage vorliegen. Besteht eine 

 

gewerbliche Betriebsanlage aus mehreren Gebäuden bzw. 

sonstigen baulichen Anlagen, so gilt die Übertragung stets 

in Bezug auf die gesamte gewerbliche Betriebsanlage.

Der Rechtsbegriff „örtliche Baupolizei“ ist in Art. 118 

Abs. 3 Z 10 B‐VG als Angelegenheit zur Besorgung im 

eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde genannt und 

umfasst alle Maßnahmen, die der Abwehr von Gefahren 

beim Bau und der Erhaltung von Gebäuden dienen. 

Der eigene Wirkungsbereich ist in § 69 der Tiroler 

Bauordnung 2018 definiert als „Aufgaben der Gemeinde 

nach diesem Gesetz mit Ausnahme jener nach § 43 Abs. 6 

[Vergütung bei vorübergehender Benutzung des 

Nachbargrundstücks], gegebenenfalls in Verbindung mit 

§ 51 Abs. 5 zweiter Satz [Benützung von Nachbargrund‐

stücken zur Durchführung des Abbruchs], § 53 Abs. 6 

[bauliche Anlagen vorübergehenden Bestandes] oder § 58 

Abs. 4 [Aufschüttung bzw. Abgrabung]“. 

Die übrigen Aufgaben der Gemeinde sind solche des 

eigenen Wirkungsbereichs und daher vom Begriff der 

örtlichen Baupolizei umfasst. Damit wird auch 

klargestellt, dass im Falle von Umbauten an Gebäuden, 

bei denen die Zuständigkeit zur Erteilung der Bewilligung 

auf die Bezirkshauptmannschaft übergegangen ist, die 

Bezirkshauptmannschaft für den Umbau auch 

baurechtlich zuständig ist.
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5. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner 2019
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR NOVEMBER 2018

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

November 2018

(vorläufig)

106,2

117,6

128,7

142,3

149,7

195,8

304,4

534,2

680,6

682,9

Oktober 2018

(endgültig)

106,0

117,3

128,5

142,0

149,5

195,5

303,8

533,2

679,4

681,6

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat November 2018 beträgt 106,2 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber 

dem Stand für den Vormonat Oktober 2018 um 0,2 Punkte gestiegen (Oktober 2018 

gegenüber September 2018 + 0,3 Punkte). Gegenüber November 2017 ergibt sich eine 

Steigerung um 2,3 Punkte (+ 2,2 %), für Oktober 2018/2017 um 2,3 Punkte (+ 2,2 %).
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